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VORSCHLÄGE

Der Rechtsausschuss ersucht den federführenden Ausschuss für Binnenmarkt und 
Verbraucherschutz, folgende Vorschläge in seinen Entschließungsantrag zu übernehmen:

1. befürwortet die Entwicklung von Maßnahmen zur Ergänzung des 
Dienstleistungsbinnenmarkts;

2. bekundet jedoch in Anbetracht der noch ausstehenden Umsetzung der Richtlinie 
2006/123/EG über Dienstleistungen im Binnenmarkt seine Vorbehalte in Bezug auf weit 
reichende horizontale Instrumente in diesem Bereich;

3. weist darauf hin, dass es mehrere anhängige Gesetzesinitiativen gibt, die darauf 
ausgerichtet sind, die Rechtssicherheit in Bezug auf die Rechte und insbesondere die 
Pflichten von grenzüberschreitenden Dienstleistungserbringern zu gewährleisten, nämlich 
der Vorschlag für eine Verordnung über das auf vertragliche Verpflichtungen 
anzuwendende Recht (Rom I), der Vorschlag für eine Verordnung über das auf nicht 
vertragliche Verpflichtungen anzuwendende Recht (Rom II) und das Grünbuch der 
Kommission über die Überprüfung des gemeinschaftlichen Besitzstands im 
Verbraucherschutz;

4. weist darauf hin, dass Artikel 5 der vorgeschlagenen Verordnung über das auf vertragliche 
Verpflichtungen anzuwendende Recht von wesentlicher Bedeutung ist, um festzustellen, 
ob die Verbraucherschutzbestimmungen des Ursprungslands (des 
Dienstleistungserbringers) oder des Kunden (Empfänger der Dienstleistung) Anwendung 
finden; betont, dass die Ergebnisse dieses Legislativverfahrens unbedingt abgewartet 
werden müssen;

5. bedauert, dass die derzeitige Mischung von Rechtsinstrumenten zwischen Bestimmungen 
im Sinne eines Gesetzeskonflikts und Binnenmarktinstrumenten in Verbindung mit der 
Tatsache, dass darauf verzichtet wird, eindeutig ihre gegenseitige Interaktion zu 
bestimmen, bedeutet, dass weder der Verbraucher noch der Dienstleistungserbringer 
jederzeit in der Lage ist, eindeutig zu bestimmen, welches Rechtssystem auf die jeweils 
einzelnen Aspekte seiner Tätigkeiten Anwendung findet, d. h. ob das bürgerliche Recht 
des Gastlandes oder des Heimatlandes oder aber der Regelungsrahmen des Gastlandes 
oder des Heimatlandes Anwendung findet;

6. betont ferner, dass grenzüberschreitende Dienstleistungen, wie dies im Allgemeinen 
Abkommen über den Dienstleistungsverkehr festgelegt ist, auf sehr unterschiedliche 
Weise bereitgestellt werden (beispielsweise Online-Verkauf, Reise in ein anderes Land 
zur Entgegennahme der Dienstleistung, Reise des Dienstleistungserbringers in das 
Heimatland des Kunden), was ebenfalls berücksichtigt werden sollte;

7. bekundet seine Überzeugung, dass der Aufbau eines Dienstleistungsbinnenmarktes, 
dessen Rechtsrahmen auf dem Grundsatz des Ursprungslandes beruht, davon abhängt, 
dass die einschlägigen Maßnahmen sowohl in rechtlicher als auch in praktischer Hinsicht 
eindeutig formuliert sind.
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